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MODERNISIERUNG DER GESELLSCHAFT BÜRGERLICHEN RECHTS IM 
ÜBERBLICK 

• Rechtsfähige und nichtrechtsfähige GbR 
• Eintragung in das Gesellschaftsregister  
• Beispiele für die faktische Eintragungspflicht 

• Im Grundbuch eingetragene GbR 
• GbR als Gesellschafterin 
• Sonstige Fälle 

• Ablauf der der Eintragung 
• Besonderheiten der eGbR gegenüber der GbR 

• Name der eGbR 
• Sitz der GbR 
• Publizität der Vertretungsbefugnis 
• Transparenzregister Mitteilungspflicht 
• Gewerbeanmeldung 
• Steuerrecht 

• Kaufmannseigenschaft, Statuswechsel und Umwandlung 
• Vom Kleingewerbe zum Handelsgewerbe 
• Freiwillige Eintragung als OHG im Handelsregister 
• Verschmelzung, Spaltung, Formwechsel 

• Anpassungsbedarf für bestehende GbR-Verträge prüfen 
• Auf einen Blick: Unterschiede der GbR zur eGbR 

EINFÜHRUNG 

Am 1. Januar 2024 treten neue gesetzliche Regelungen für die Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR) in 
Kraft. Die rechtlichen Änderungen gelten ohne Übergangsregelung auch für bereits bestehende GbR.  

Die Neuregelungen können sich deshalb auf bestehende Gesellschaftsverträge auswirken und Ergänzungen 
oder Änderungen erfordern. Gesellschafter sollten prüfen, ob Handlungsbedarf besteht. Insbesondere stellt 
sich die Frage, ob die Eintragung der GbR in das neu geschaffenen Gesellschaftsregister erforderlich oder 
sinnvoll ist. Die Eintragung im Gesellschaftsregister wird für manche GbR zur Voraussetzung, um 
handlungsfähig zu bleiben. 

Mit dem Gesetz zur Modernisierung des Personengesellschaftsrechts (MoPeG) werden teils neue Regeln für 
die GbR eingeführt. Aber auch geltendes Recht, das durch Rechtsfortbildung in den vergangenen 
Jahrzehnten entstanden ist, wurde in den Gesetzestext des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) übernommen. 
Der weitgehend überarbeitete Text regelt die GbR klarer und ist leichter verständlich. Den Text des MoPeG 
finden Sie unter 
https://www.bmj.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/Dokumente/Bgbl_MoPeG.pdf?__blob=publicati
onFile&v=2. 

Zwei Kernstücke der Reform sind die Regelung der Rechtsfähigkeit der GbR als Außengesellschaft und das 
neue Gesellschaftsregister für die GbR. 

  

https://www.bmj.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/Dokumente/Bgbl_MoPeG.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bmj.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/Dokumente/Bgbl_MoPeG.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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RECHTSFÄHIGE UND NICHT RECHTSFÄHIGE GbR 

Die Regelungen des BGB unterscheiden künftig ausdrücklich zwischen einer rechtfähigen und 
nichtrechtsfähigen GbR. Bislang wurde die Rechtsfähigkeit der GbR nur durch die Rechtsprechung 
anerkannt. 

Die nichtrechtfähige GbR (auch: Innengesellschaft) wird nicht unternehmerisch tätig, sie nimmt nicht am 
Rechtsverkehr teil, sondern dient den Gesellschaftern nur zur Ausgestaltung ihrer Rechtsverhältnisse 
untereinander. Im Folgenden wird auf die Innengesellschaft nicht weiter eingegangen. 

Die rechtfähige GbR (auch: Außen-GbR, Außengesellschaft) nimmt dagegen am Rechtsverkehr teil. Sie ist 
Trägerin von Rechten und Pflichten. Dies bedeutet, dass die GbR selbst Vertragspartnerin ist und Schuldnerin 
oder Gläubigerin daraus folgender Ansprüche wird. Das Vermögen der GbR wird der Gesellschaft selbst 
zugeordnet, das Gesamthandsprinzip gilt künftig nicht mehr. Die GbR ist im Zivilprozess parteifähig und 
kann in eigenem Namen klagen oder verklagt werden. Daneben ist die Klage gegen einzelne Gesellschafter 
weiterhin möglich. 

Die GbR gilt als rechtsfähig, wenn sie nach dem gemeinsamen Willen der Gesellschafter am Rechtsverkehr 
teilnehmen soll. Die Rechtsfähigkeit wird vermutet, wenn der Gegenstand der GbR der Betrieb eines 
Unternehmens unter gemeinschaftlichem Namen ist. 

Neu ist, dass die GbR im Verhältnis zu Dritten erst entsteht, sobald sie mit Zustimmung aller Gesellschafter 
am Rechtsverkehr teilnimmt, spätestens aber mit ihrer Eintragung im Gesellschaftsregister. 

EINTRAGUNG IM GESELLSCHAFTSREGISTER 

Das Gesellschaftsregister ist ein neu geschaffenes Register für die GbR, geführt wird es von den 
Amtsgerichten, die auch für die Handels-, Genossenschafts-, Partnerschafts- und Vereinsregister zuständig 
sind. 

Es besteht zwar keine allgemeine Eintragungspflicht für die GbR, diese steht weiterhin als einfache, formlos 
zu gründende Gesellschaftsform zur Verfügung. In bestimmten Fällen wird jedoch die Eintragung in das 
Gesellschaftsregister zu einem faktischen Zwang, da die GbR die Registrierung vornehmen muss, um ihre 
Handlungsfähigkeit zu behalten. 

Soweit die Eintragung nicht zwingend ist, haben die Gesellschafter grundsätzlich die Wahl, ob sie die GbR 
freiwillig in das neue Gesellschaftsregister eintragen und den dafür erforderlichen Formalismus in Kauf 
nehmen: Die notarielle Anmeldung zur Eintragung in das Gesellschaftsregister verursachen Aufwand und 
Kosten. Jede Änderung, z. B. im Gesellschafterbestand, der Vertretungsbefugnis oder dem Sitz der 
eingetragenen GbR (eGbR), muss notariell angemeldet werden. Die Rückkehr der eGbR zu einer nicht 
registrierten GbR durch Löschung im Gesellschaftsregister ist nicht möglich. Die eGbR kann aber ihren Satus 
wechseln und eine andere Rechtsform annehmen, die z. B. im Handelsregister eingetragen wird. Ist das nicht 
beabsichtigt, muss die eGbR liquidiert werden, um die Löschung im Gesellschaftsregister herbeizuführen. 

Die Eintragung hat einige Vorteile, beispielsweise wird die Teilnahme der eGbR am Geschäftsverkehr 
erleichtert. Denn das Gesellschaftsregister ist als öffentliches Register für jeden kostenlos einsehbar um 
wesentliche Informationen der eGbR abzurufen. Der Inhalt des Gesellschaftsregisters genießt den 
öffentlichen Schutz des guten Glaubens auf die Richtigkeit des Inhaltes. Mit der Registerpublizität entsteht 
Transparenz über die Existenz und Identität der GbR. Damit wird auch der Nachweis der Vertretungsbefugnis 
der Gesellschafter im Geschäftsverkehr vereinfacht. Ohne Registerpublizität kann die Vertretungsbefugnis 
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der Gesellschafter nur durch Vorlage des Gesellschaftsvertrages oder Vollmachten offenbart werden. Die 
Registrierung bringt somit mehr Rechtssicherheit und stärkt das Vertrauen der Vertragspartner. 

Die Eintragung einer GbR im Gesellschaftsregister verändert ihren Status als Kleingewerbe im Übrigen nicht, 
sie wird dadurch nicht zu einem kaufmännischen Handelsgewerbe.  

BEISPIELE FÜR DIE FAKTISCHE EINTRAGUNGSPFLICHT DER GbR 

Als Faustregel gilt: Wenn die GbR über Rechte verfügen will, für die eine Eintragungspflicht in ein 
öffentliches Register besteht, beispielsweise dem Handelsregister, wird künftig die Eintragung im 
Gesellschaftsregister zwingend vorausgesetzt. Ab dem 1. Januar 2024 hängt damit die Wirksamkeit oder 
Durchführung bestimmter rechtlicher Handlungen von der Registrierung der GbR im Gesellschaftsregister ab. 
Dies gilt für folgende Sachverhalte: 

IM GRUNDBUCH EINGETRAGENE GbR 

Der Erwerb, die Veräußerung oder die Verfügung über Grundstücksrechte durch eine GbR ist 
materiellrechtlich nur wirksam, wenn die Eintragung der Rechtsänderung im Grundbuch erfolgt. Ab 1. 
Januar 2024 kann die Eintragung von Grundstücksrechten im Grundbuch jedoch nur noch dann vollzogen 
werden, wenn die GbR zuvor in das Gesellschaftsregister eingetragen wurde. Dies bedeutet: Ohne Eintragung 
im Gesellschaftsregister ist z. B. der Eigentumserwerb an einem Grundstück nicht mehr möglich. 

Zu beachten ist, dass es keine Übergangsregeln für bereits im Grundbuch eingetragene GbR gibt. Es muss 
daher rechtzeitig reagiert werden, wenn nach dem Stichtag 1. Januar 2024 Verfügungen über 
Immobilienrechte notwendig werden. GbR-Gesellschafter sollten sich schon jetzt Gedanken darüber machen, 
wann die Eintragung in das Gesellschaftsregister zeitlich erfolgen muss – und sollten ggf. frühzeitig einen 
Termin beim Notar vereinbaren.  

Für eine GbR, die bereits im Grundbuch eingetragen ist, besteht jedoch keine unmittelbare Pflicht, sich am 1. 
Januar 2024 im Gesellschaftsregister eintragen zu lassen. Die Eintragung muss aber spätestens dann 
erfolgen, wenn eine Veränderung im Grundbuch notwendig wird. 

GbR ALS GESELLSCHAFTERIN 

Die GbR kann sich als Gesellschafterin an anderen Gesellschaften beteiligen, wie z. B. einer GbR, OHG, KG, 
GmbH usw. Neu ist, dass eine GbR künftig zwingend im Gesellschaftsregister eintragen sein muss, damit ihre 
Gesellschafterstellung im jeweiligen Register, etwa dem Handelsregister, eingetragen werden kann. Im 
Einzelnen gilt ab 1. Januar 2024: 

• Eine GbR kann zwar rechtlich wirksam einen Anteil an einer eingetragenen GbR, OHG oder KG 
erwerben. Ohne ihre Eintragung im Gesellschaftsregister wird die GbR jedoch nicht als 
Gesellschafterin im Handelsregister eingetragen. Somit fehlt die Publizität des 
Gesellschaftsverhältnisses. Gefährlich kann dies dann werden, wenn eine GbR als Kommanditist an 
einer KG beteiligt werden soll: Ohne Eintragung der GbR in das Handelsregister droht die 
unbeschränkte Haftung der Gesellschafter, wenn die KG am Geschäftsverkehr teilnimmt. 

• Veräußert eine nicht eingetragene GbR einen Anteil, beispielsweise an einer OHG, so dürfte die 
Löschung der nicht im Gesellschaftsregister eingetragenen GbR als Gesellschafterin aus dem 
Handelsregister der OHG möglich sein. 

• Wenn eine nicht eingetragenen GbR Gesellschafterin einer OHG oder KG ist, und sich der 
Gesellschafterbestand der GbR ändert, muss die Änderung im Handelsregister der OHG oder KG 
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eingetragen werden. Dies ist nur möglich, wenn die GbR zuvor im Gesellschaftsregister eingetragen 
worden ist. 

• Der Verkauf eines GmbH-Anteils durch eine nicht eingetragene GbR kann nicht in die 
Gesellschafterliste, welche im Handelsregister hinterlegt ist, eingetragen werden. Dasselbe gilt für 
den Erwerb eines GmbH Anteils. Dies ist problematisch, da die Gesellschafterliste 
Legitimationswirkung besitzt: Die GbR gilt gegenüber der GmbH erst als Gesellschafterin, wenn die 
Eintragung in die Gesellschafterliste erfolgt ist. So lange ist die GbR z. B. von der Beschlussfassung 
in der Gesellschafterversammlung der GmbH ausgeschlossen.  

Gleiches gilt, wenn sich der Gesellschafterbestand einer nicht eingetragenen GbR ändert, die als 
Gesellschafterin in der Gesellschafterliste einer GmbH aufgenommen wurde. Ohne Voreintragung der GbR im 
Gesellschaftsregister ist die Eintragung der aktuellen Verhältnisse in die GmbH-Gesellschafterliste nicht 
möglich.  

Für eine GbR, die vor dem 1. Januar 2024 gegründet wurde, besteht zunächst kein unmittelbare 
Eintragungspflicht. Erst bei einer Veränderung der oben genannten Gesellschaftsverhältnisse muss die GbR 
im Gesellschaftsregister eingetragen werden, damit die Aktualisierung in den anderen Registern eintragen 
werden kann. 

SONSTIGE FÄLLE 

• Will eine GbR Namensaktien einer Aktiengesellschaft (AG) erwerben, muss diese zukünftig im 
Gesellschaftsregister eingetragen werde, damit sie auch im Aktienregister als Aktionärin registriert 
werden kann. Der Kauf der Namensaktie ist zwar wirksam, allerdings gelten nur die im 
Aktienregister Eingetragenen Gesellschafter als stimm- und dividendenberechtigt. Auch für den 
Verkauf von Namensaktien einer AG muss die GbR zuvor im Gesellschaftsregister eingetragen sein, 
damit diese im Aktienregister gelöscht werden kann. 

• Will eine GbR Rechte an eingetragenen Schiffen erwerben, so sieht das Gesetz die Registrierung der 
GbR im Gesellschaftsregister vor der Eintragung im Schiffsregister vor. 

Für eine GbR, die vor dem 1. Januar 2024 gegründet wurde, besteht zunächst kein unmittelbarer 
Handlungsbedarf. Erst bei einer Veränderung der Gesellschaftsverhältnisse muss die GbR im 
Gesellschaftsregister eingetragen werden, um die Aktualisierung in den anderen Registern eintragen zu 
können.  

ABLAUF DER EINTRAGUNG 

Die Eintragung in das Gesellschaftsregister setzt eine notariell beglaubigte Anmeldung durch sämtliche 
Gesellschafter voraus. Die Anmeldung muss bestimmte Angaben zur Gesellschaft enthalten: Name der 
Gesellschaft, Sitz und Anschrift in einem Mitgliedsstaat der Europäischen Union. Ferner soll der 
Unternehmensgegenstand angegeben werden, soweit er sich nicht aus dem Namen der Gesellschaft ergibt. 

Die Gesellschafter müssen ihren Namen, Vornamen, das Geburtsdatum und den Wohnort angeben. Sind 
Gesellschafter juristische Personen oder rechtsfähige Personengesellschaften, muss die Firma oder der Name, 
die Rechtsform, der Sitz und, soweit gesetzlich vorgesehen, das zuständige Register und die Registernummer 
angegeben werden. 

Nicht erforderlich – aber empfehlenswert – ist ein schriftlicher Gesellschaftsvertrag, eine notarielle 
Beurkundungspflicht besteht nicht. 

Ändert sich der Name der eingetragenen Gesellschaft, der Sitz, die Vertretungsbefugnis der Gesellschafter 
oder tritt ein Gesellschafter aus oder ein, muss dies beim Gesellschaftsregister notariell zur Eintragung 
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angemeldet werden. Die Anmeldungen sind grundsätzlich von sämtlichen Gesellschaftern vorzunehmen. 
Ändert sich die Anschrift der GbR, so kann dies von der Gesellschaft selbst angemeldet werden. 

Mit der Eintragung im Gesellschaftsregister und der vom Gesetz vorgesehene Einbindung des Notars 
entstehen Notar- und Registergebühren in Höhe von ca. 300 Euro.  

BESONDERHEITEN DER eGbR GEGENÜBER DER GbR 

NAME DER eGbR 

Mit ihrer Eintragung im Gesellschaftsregister ist die GbR verpflichtet, den Namenszusatz „eingetragene 
Gesellschaft bürgerlichen Rechts“ oder „eGbR“ zu führen. Andere Rechtsformzusätze sind unzulässig. Sofern 
keine natürliche Person als Gesellschafter haftet, weil z. B. alle Gesellschafter GmbHs sind, muss zusätzlich 
eine Kennzeichnung der Haftungsbeschränkung erfolgen, wie z. B. GmbH & Co. eGbR. 

Der Name der GbR kann aus den Namen eines oder mehrerer Gesellschafter, einer Fantasiebezeichnung oder 
in Kombination mit einer Sach- oder Branchenbezeichnung gebildet werden. Die Zulässigkeit des Namens 
der eGbR orientiert sich an den firmenrechtlichen Vorschriften, insbesondere § 18 HGB. Demnach muss der 
Name Kennzeichnungs- und Unterscheidungskraft besitzen und darf nicht zu einer wesentlichen Irreführung 
geeignet sein. Außerdem muss sich der Name der GbR deutlich von Bereits bestehenden Unternehmen mit 
demselben Sitz abheben, die bereits in einem Register eingetragen wurden. Das Registergericht prüft die 
Zulässigkeit des Namens der eGbR nach den genannten Gesichtspunkten.  

Um zu vermeiden, dass das Registergericht den gewählten Namen wegen rechtlicher Mängel ablehnt, bietet 
die jeweils zuständige IHK eine kostenlose Prüfung des Namens über die sogenannte Firmenvoranfrage an. 

Für die nicht eingetragene GbR besteht weiterhin keine Pflicht, einen Rechtsformzusatz zu führen. Da z. B. 
das Kürzel GbR über die Rechtsform aufklärt, ist die Verwendung aber empfehlenswert. Im Übrigen darf 
auch die GbR einen Namen führen, eine spezielle gesetzliche Regelung dazu gibt es jedoch nicht. Zur 
Namenbildung kommen wiederum die Namen der Gesellschafter, ein Branchenbezeichnung einer 
Fantasiebezeichnung oder einer Kombination daraus in Frage. Eine Prüfung der Zulässigkeit des Namens 
findet nicht statt. Die Grenzen der Namenswahl ergeben sich aus dem wettbewerbsrechtlichen 
Irreführungsverbot und bestehenden Schutzrechten Dritter.  

SITZ DER GbR 

Neu ist die Regelung des Sitzes für die eGbR: Die Gesellschafter können einen beliebigen Ort als Sitz im 
Inland vereinbaren, auch wenn es sich dort nicht um den Verwaltungssitz handelt, an dem die Geschäfte 
tatsächlich geführt werden. Dadurch wird es der eGbR möglich, die gesamte Geschäftstätigkeit ins Ausland 
zu verlegen. 

Für die nicht eingetragene GbR gilt dieses Privileg nicht, ihr Sitz muss an dem inländischen Ort sein, an dem 
deren Geschäfte tatsächlich geführt werden (Verwaltungssitz).  

PUBLIZITÄT VERTRETUNGSBEFUGNIS 

Bisher war Voraussetzung für die Vertretungsbefugnis der Gesellschafter gegenüber Dritten, dass diese 
zugleich zur Geschäftsführung befugt sind. Dabei ging das BGB vom Regelfall der gemeinschaftlichen 
Geschäftsführung aus, falls keine abweichenden Regelungen getroffen wurden. 
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Künftig geht das Gesetz als Regelfall von einer Gesamtvertretungsbefugnis aus, ohne eine Verknüpfung mit 
der Geschäftsführungsbefugnis. Die Gesellschafter können von der Regel abweichen und andere 
Vertretungsregelungen vereinbaren.  

Für eGbR vereinfacht sich künftig der Geschäftsverkehr: Da die Vertretungsbefugnis der Gesellschafter im 
Gesellschaftsregister eingetragen wird, genießt diese Registerpublizität, der Rechtsverkehr kann sich somit 
einfach und rechtssicher über die Vertretungsbefugnis informieren. Gesellschafter der nicht eingetragenen 
GbR können dagegen eine bestehende Einzelvertretungsbefugnis nur gesondert nachweisen, etwa mit einer 
Vollmacht.  

TRANSPARENZREGISTER MITTEILUNGSPFLICHT 

Mit der Registrierung der eGbR im Gesellschaftsregister ist diese verpflichtet, den bzw. die wirtschaftlich 
Berechtigten sowie darauf bezogene Änderungen im Transparenzregister einzutragen. Für die nicht 
eingetragene GbR gilt dies nicht. 

VERÄNDERUNG, STATUSWECHSEL UND UMWANDLUNG 

Die stetige Veränderung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen kann dazu führen, dass die GbR und 
eGbR nicht mehr die optimale Gesellschaftsform ist und eine Anpassung der Rechtsform notwendig wird. 
Die GbR und eGbR haben dabei unterschiedliche Optionen, dazu einige Beispiele: 

VOM KLEINGEWERBE ZUM HANDELSGEWERBE 

Wächst das Unternehmen, kann aus einer anfänglich kleingewerblichen GbR ein kaufmännischer 
Geschäftsbetrieb werden. Die GbR wird in diesem Fall „automatisch“ zu einer OHG und müsste in das 
Handelsregister eingetragen werden. Die Eintragungspflicht ist Folge der Kaufmannseigenschaft. Daneben ist 
es möglich, dass die GbR sich in einer anderen Rechtsform organisiert, z. B. einer KG oder GmbH.  

Bei der eGbR löst der Wechsel des Geschäftsumfangs vom Kleingewerbe zum kaufmännischen 
Geschäftsbetrieb ebenfalls eine Handlungspflicht aus: Die eGbR muss bei dem Registergericht, bei dem sie 
eingetragen ist, einen Statuswechsel anmelden, z. B. in eine OHG, GmbH usw. Der Statuswechsel in die neue 
Rechtsform wird im Handelsregister eingetragen.  

FREIWILLIGE EINTRAGUNG ALS OHG IM HANDELSREGISTER 

Eine kleingewerbliche GbR ist berechtigt, aber nicht verpflichtet, sich freiwillig als OHG in das 
Handelsregister eintragen zu lassen. Mit der Eintragung im Handelsregister wird aus der kleingewerblichen 
GbR ein kaufmännisches Unternehmen. Für die OHG gelten die Regelungen des Handelsgesetzbuches (HGB), 
insbesondere die kaufmännische Buchführungspflichten. Wurde die Eintragung der OHG im Handelsregister 
vollzogen, gibt es künftig kein Zurück mehr in die GbR, indem die OHG einfach im Handelsregister gelöscht 
wird. Anders als vor der Reform kann die OHG nur durch einen Statuswechsel zu einer eingetragenen GbR 
werden. Der Weg in die nicht eingetragene GbR ist ihr versperrt.   

Möchte eine kleingewerbliche eGbR sich freiwillig als OHG oder KG im Handelsregister eintragen lassen, ist 
dazu wiederum die Eintragung eines entsprechenden Statuswechsel erforderlich. Auch hier gilt: Ein Zurück 
in die nicht eingetragene GbR ist nicht möglich. 
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VERSCHMELZUNG, SPALTUNG, FORMWECHSEL 

Das Umwandlungsgesetz (UmwG) erleichtert Gesellschaften durch spezielle Regelungen ihre Rechtsform 
umzustrukturieren oder zu wechseln. Ein Vorteil des UmwG ist beim Formwechsel in eine andere 
Gesellschaftsform z. B. das Identitätsprinzip und die Gesamtrechtsnachfolge. Die rechtliche und 
wirtschaftliche Kontinuität des Rechtsträgers bedeuten, dass alle Aktiva und Passiva, Eigentum und Besitz 
sowie Rechte und Verträge des Ausgangsunternehmens „automatisch“ auf die neue Rechtsform übergehen.  

Nur die eGbR ist künftig ein umwandlungsfähiger Rechtsträger im Sinne des UmwG. Sie kann sich an einer 
Verschmelzung und Spaltung beteiligen und ihre Rechtform z. B. in eine GmbH umwandeln. Für die nicht 
registrierte GbR steht das UmwG nicht zur Verfügung, wenn eine Änderung der Rechtsform beabsichtigt ist.  

GEWERBEANMELDUNG 

Wer den selbständigen Betrieb eines stehenden Gewerbes, einer Zweigniederlassung oder einer 
unselbständigen Zweigstelle anfängt, muss dies der zuständigen Behörde gleichzeitig anzeigen (vgl. § 14 
GewO). Anzeigepflichtig sind bei Personengesellschaften wie der GbR die geschäftsführungsberechtigten 
Gesellschafter. Die Personengesellschaft GbR selbst ist bislang gewerberechtlich nicht anerkannt. 

STEUERRECHT 

Nach der Gesetzesbegründung zum MoPeG sind Änderungen an den ertragsteuerlichen Grundsätzen bei der 
Besteuerung von Personengesellschaften nicht verbunden. Auf Ebene der Einkommensteuer bleibt es für die 
Personengesellschaften grundsätzlich beim Transparenzprinzip, also der ertragssteuerrechtlichen 
Besteuerung auf Ebene des Gesellschafters. § 15 Absatz 1 Nummer 2 EStG bleibt unverändert. Das MoPeG 
sieht allerdings vor, das Konstrukt der „Gesamthand“ abzuschaffen. In vielen steuerrechtlichen Regelungen 
wird ausdrücklich auf diese Gesamthand Bezug genommen. Daher besteht noch steuerlicher Klärungsbedarf 
insbesondere in der Grunderwerbsteuer und der Erbschaft- und Schenkungsteuer. 

Mit dem Inkrafttreten des Gesetzes zur Modernisierung des Körperschaftsteuerrechts (KöMoG) besteht für 
Personenhandelsgesellschaften, wie OHG und KG, seit dem 1. Januar 2022 die Möglichkeit, auf 
unwiderruflichen Antrag zur Körperschaftsbesteuerung zu wechseln, § 1a KStG. Einzelunternehmen und 
andere Personengesellschaften, insbesondere GbRs, fallen dagegen nicht in den Anwendungsbereich des § 
1a KStG. Nach der Gesetzesbegründung zum KöMoG ist vor dem Hintergrund der Änderungen durch das 
MoPeG aber eine Ausweitung der Körperschaftsteueroption zu erwarten.  

Umsatzsteuerlich ergeben sich durch das MoPeG keine Änderungen. Die Personengesellschaft ist 
umsatzsteuerlicher Unternehmer. 

ANPASSUNGSBEDARF FÜR BESTEHENDE GbR VERTRÄGE PRÜFEN 

Soweit durch die Reform nur geltendes Recht neu in das BGB aufgenommen wurde, besteht kein konkreter 
Handlungsbedarf für bestehende GbR. Beispielsweise wurden in das BGB nun ausdrückliche Regelungen zur 
Notgeschäftsführung, § 715a BGB, Gesellschafterklage, § 715b BGB und unbeschränkten 
Gesellschafterhaftung, §§ 721 – 721b BGB, aufgenommen, ohne dass dabei die geltende Rechtslage 
verändert wird, diese wurde lediglich konsolidiert. 

Anderes gilt jedoch bei den neuen Regelungen, mit denen ab 1. Januar 2024 eine neue Rechtslage eintritt. 
Gesellschafter einer bestehenden GbR sollten deshalb prüfen, ob ihr Gesellschaftsvertrag noch passt. Neu 
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geregelt wurden z. B. die Folgen des Ausscheidens von Gesellschaftern, die nach altem Recht zu einer 
Auflösung der GbR geführt haben.  

Ab dem 1. Januar 2024 ist der Tod eines Gesellschafters kein gesetzlicher Auflösungsgrund mehr, sondern 
führt nur zum Ausscheiden des Gesellschafters, die Gesellschaft besteht also fort. Bei GbR-
Gesellschaftsverträgen, die vor dem 1. Januar 2024 abgeschlossen wurden, muss geprüft werden, ob die 
damals gewollte Folge beim Tod eines Gesellschafters noch abgebildet wird. Wurde bewusst keine Regelung 
dazu aufgenommen, weil die gesetzliche Rechtsfolge „Auflösung“ eintreten sollte, müsste nun eine 
ausdrückliche Regelung aufgenommen werden, welche die Auflösung vorsieht. Vergleichbares gilt bei der 

• Kündigung der Mitgliedschaft durch Gesellschafter 
• Kündigung durch Pfändungsgläubiger 
• Insolvenz eines Gesellschafters 

Diese Auflösungsgründe gelten nach neuem Recht nicht mehr und führen nur zu einem Ausscheiden des 
Gesellschafters unter Fortbestand der Gesellschaft. 

Gesellschafter, die nicht wollen, dass die neuen Regeln für ihren Gesellschaftsvertrag gelten, müssen eine 
wichtige Frist im Auge behalten, Artikel 229, § 61 EGBGB: Die vor dem 1. Januar 2024 geltenden 
Auflösungstatbestände sind mangels anderweitiger vertraglicher Vereinbarung weiter anzuwenden, wenn 
ein Gesellschafter bis zum 31. Dezember 2024 die Anwendung dieser Vorschriften gegenüber der 
Gesellschaft schriftlich verlangt, bevor innerhalb dieser Frist ein zur Auflösung der Gesellschaft oder zum 
Ausscheiden eines Gesellschafters führender Grund eintritt. Das Verlangen kann durch einen 
Gesellschafterbeschluss zurückgewiesen werden. 

AUF EINEN BLICK: UNTERSCHIEDE DER GbR ZUR eGbR 

GbR eGbR 
Keine Eintragung im Gesellschaftsregister Eintragung im Gesellschaftsregister 

Gründung ohne Formalismen und 
Gründungskosten 

Notarielle Beglaubigung der Anmeldung zur 
Eintragung in das Gesellschaftsregister; Notar- und 
Registergebühren 

Rechtsformzusatz „GbR“ freiwillig 
Rechtsformzusatz „eGbR“ oder eingetragene 
Gesellschaft bürgerlichen Rechts ist Pflicht 

Namensschutz örtlich in der Regel auf den Sitz 
beschränkt 

Namensschutz örtlich i.d.R. auf den Sitz beschränkt. 
Der Name kann mit dem Geschäftsbetrieb veräußert 
und vom Erwerber fortgeführt werden. Es gelten die 
firmenrechtlichen Regelungen des HGB. 

Nachweis der Vertretungsbefugnis durch 
Vorlage einer Vollmacht oder des 
Gesellschaftsvertrags 

Nachweis der Vertretungsbefugnis durch 
Registerpublizität 

Nachweis der Existenz der GbR und ihrer 
Gesellschafter durch Gesellschaftsvertrag und 
ggf. zusätzliche Erklärungen. 

Registerpublizität und Schutz des guten Glaubens 
des Gesellschaftsregisters. 

Teilnahme am Geschäftsverkehr ohne Vorteile 
der Registerpublizität 

Teilnahme am Geschäftsverkehr wird durch 
Registerpublizität vereinfacht 

Ansehen der GbR könnte gegenüber der eGbR 
leiden 

Seriositätsvorsprung der eGbR durch 
Registerpublizität 

Keine Mitteilungspflicht an das 
Transparenzregister Mitteilungspflicht an das Transparenzregister 

UmwG nicht anwendbar UmwG anwendbar 
Sitz = Verwaltungssitz Freie Sitzwahl 
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